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Leitsätze Eine schwangerschaftsbedingte
Erkrankung liegt vor, wenn durch einen
Bluttest ein positiver HCG-Wert
festzustellen ist, wonach von einer "Früh-
Schwangerschaft" auszugehen ist. Eine
sich an die verlorene Schwangerschaft
anschließende psychische Erkrankung
durch den dringenden Kinderwunsch und
die fortbestehende Hoffnung auf eine
positive Schwangerschaft ist auch als
schwangerschaftsbedingte Erkrankung
anzusehen.

Normenkette BEEG § 2 b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 25. Juni 2019 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 5. November 2019 verurteilt, bei der Berechnung
des Elterngeldes der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Bemessungszeitraum die Monate MÃ¤rz
2017 bis Oktober 2017 und Juli 2018 bis Oktober 2018 zu berÃ¼cksichtigen und
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eine Neuberechnung der HÃ¶he des Elterngeldes (einschl. ElterngeldPlus) fÃ¼r die
Bezugsmonate vorzunehmen.

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin ihre notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt eine Verschiebung des Bemessungszeitraums unter
Geltendmachung einer schwangerschaftsbedingten Erkrankung.

Die 37 Jahre alte KlÃ¤gerin ist bei der D. Germany AG als Business Developer
beschÃ¤ftigt. Seit November 2015 bestand bei der KlÃ¤gerin ein Kinderwunsch.
Weil eine Schwangerschaft auf natÃ¼rlichem Wege nicht mÃ¶glich war, wandte sie
sich an das Kinderwunschzentrum E-Stadt. Bis Mitte Mai 2017 wurden dort
insgesamt vier Zyklen mit Clomifen und OvalutionsauslÃ¶sung, bei normalem
Geschlechtsverkehr durchgefÃ¼hrt. Allerdings ohne Erfolg. Nach weiteren
Untersuchungen erfolgte dann im nÃ¤chsten Schritt eine In-vitro-Fertilisation, wobei
nach hormoneller Vorbehandlung am 22. September 2017 die transvaginale
Punktion durchgefÃ¼hrt wurde und hierbei 9 Eizellen gewonnen werden konnten.
Nach der In-vitro-Fertilisation waren 4 Eizellen befruchtet, am 27. September 2017
konnten 2 Embryonen auf ein zyklusgerechtes Endometrium im Morula-Stadium
transferiert werden. Bei einem am 6. Oktober 2017 durchgefÃ¼hrten
Schwangerschaftstest zeigte sich ein HCG-Wert von 7,91 mlU/ml und ein
Progesteron-Wert von 19,52 ng/ml. Bei dem nÃ¤chsten Test am 10. Oktober 2017
fiel der HCG-Wert jedoch unter die Nachweisgrenze von 2 mlU/ml und der
Progesteron-Wert betrug nur noch 6,09 ng/ml.

Mit Attest vom 2. April 2019 bescheinigte Dr. F. der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 20.
September 2017 bis 8. Juni 2018 ArbeitsunfÃ¤higkeit. Infolgedessen bezog die
KlÃ¤gerin vom 1. November 2017 bis 8. Juni 2018 Krankengeld als
Lohnersatzleistung. Ihr monatlicher Bruttolohn betrug im Jahr 2017 rund 4.800 EUR
und im Jahr 2018 rund 5.050 EUR.

Am xx. xxx 2018 wurde der Sohn der KlÃ¤gerin, G. A., geboren. Am 5. MÃ¤rz 2019
beantragte die KlÃ¤gerin beim Beklagten die GewÃ¤hrung von Elterngeld. Vom 28.
November 2018 bis 3. April 2019 bezog die KlÃ¤gerin Mutterschaftsgeld.

Mit Bescheid vom 25. Juni 2019 gewÃ¤hrte der Beklagte der KlÃ¤gerin Basis-
Elterngeld fÃ¼r die Zeit vom xx. Dezember 2018 bis 12. April 2019 und Elterngeld-
Plus fÃ¼r die Zeit vom xx. April 2019 bis 12. Juni 2020, ohne Auszahlungsbetrag
fÃ¼r den 1. bis 3. Lebensmonat des Kindes, in HÃ¶he von 283,32 EUR fÃ¼r den 4.
Lebensmonat und in HÃ¶he von 487,90 EUR vom 5. bis 18. Lebensmonat. Als
Bemessungszeitraum berÃ¼cksichtigte der Beklagte die Zeit von November 2017
bis Oktober 2018, wobei fÃ¼r die Monate November 2017 bis Mai 2018 wegen der
ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin kein Erwerbseinkommen in Ansatz kam. Den
dagegen eingelegten Widerspruch der KlÃ¤gerin wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 5. November 2019 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte
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er im Wesentlichen aus, nach Â§ 2b Abs. 1 Satz 1 BEEG seien fÃ¼r die Ermittlung
des Bemessungseinkommens grundsÃ¤tzlich die zwÃ¶lf Kalendermonate vor dem
Monat der Geburt des Kindes maÃ�geblich. Bei der Bestimmung der zwÃ¶lf
Kalendermonate seien Monate auszuklammern, in denen ein
Ausklammerungstatbestand nach Satz 2 erfÃ¼llt sei. Nach Nr. 3 liege ein
Ausklammerungstatbestand vor, wenn die berechtigte Person eine Krankheit gehabt
habe, die maÃ�geblich durch eine Schwangerschaft bedingt gewesen sei.
Ausweislich der vorgelegten Bescheinigung des Kinderwunschzentrums E-Stadt vom
28. Mai 2019 sei am 6. Oktober 2017 ein Schwangerschaftstest durchgefÃ¼hrt
worden. Im Ergebnis kÃ¶nnte es sich danach um eine biochemische
Schwangerschaft gehandelt haben, jedoch sei im Folgezeitraum keine tatsÃ¤chlich
vorliegende Schwangerschaft festgestellt worden. Insofern kÃ¶nne auch nicht von
einer schwangerschaftsbedingten Erkrankung im Sinne des Â§ 2b Abs. 1 Nr. 3 BEEG
ausgegangen werden. Auch nach nochmaliger PrÃ¼fung der aktenkundigen
Unterlagen sei eine andere Entscheidung nicht zu begrÃ¼nden.

Mit der am 5. Dezember 2019 erhobenen Klage macht die KlÃ¤gerin geltend, der
Beklagte habe zu Unrecht ihren Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen. Insbesondere
Ã¼berzeuge es nicht, soweit der Beklagte angebe, eine tatsÃ¤chlich vorliegende
Schwangerschaft sei nicht festgestellt worden. Zum einen werde eine
Schwangerschaft u.a. Ã¼ber den HCG-Wert festgestellt und sei zu bejahen, wenn
der Wert grÃ¶Ã�er/gleich 5 mlU/ml sei. Im Falle der KlÃ¤gerin habe dieser Wert bei
7,9 mlU/ml gelegen, so dass eine Schwangerschaft als nachgewiesen gelte. Hieran
Ã¤ndere auch die zurÃ¼ckhaltende ErklÃ¤rung von Prof. Dr. H. vom 28. Mai 2019
nichts. Die Medizin sei keine exakte Wissenschaft, sondern lebe von
Wahrscheinlichkeiten und Erfahrungswerten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
den Beklagten zu verurteilen, ihr unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 25. Juni
2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. November 2019 Elterngeld in
gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren, unter Ausklammerung von Monaten im
Bemessungszeitraum, in denen eine schwangerschaftsbedingte Erkrankung
vorgelegen hat.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er bezieht sich auf die BegrÃ¼ndung des Widerspruchsbescheides. Das Gericht hat
Befundberichte bei Dr. F. und Prof. Dr. H. (Kinderwunschzentrum E-Stadt) eingeholt.

Prof. Dr. H. gibt im Befundbericht vom 6. Mai 2020 an, dass sich am 6. Oktober
2017 ein HCG-Wert von 7,91 mlU/ml gezeigt habe, was einen schwach positiven
Wert bedeute, bei einem guten Progesteron-Wert von 19,52 ng/ml. Leider sei der
HCG-Wert jedoch bis zum 10. Oktober 2017 unter die Nachweisgrenze von 2 mlU/ml
gesunken und das Progesteron auf 6,09 ng/ml. Er fÃ¼hrt weiter aus, die KlÃ¤gerin
habe seit 2 Jahren versucht schwanger zu werden und habe eine ganze Reihe von
Therapien bereits hinter sich gebracht. Dies bedeute, dass hier aus dieser Sicht ein
gewisser Leidensdruck bestehe und der Wunsch nach einem gesunden Kind bis zu
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diesem Zeitpunkt nicht habe erfÃ¼llt werden kÃ¶nnen. Eine solche Situation habe
oft einen entsprechenden Krankheitswert.

Dr. F. gibt im Befundbericht vom 18. Mai 2020 seelische Belastungen der KlÃ¤gerin
an durch AlbtrÃ¤ume, Trauer durch den Tod des Vaters, Druck am Arbeitsplatz und
Probleme bei der In-Vitro-Fertilisation (Hormonschwankungen mit Haarverlust,
Gewichtsschwankungen, Kopfschmerzen, Unterbauchschmerzen und
SchlafstÃ¶rungen). Wegen multipler psychosomatischer StÃ¶rungen,
Stimmungsschwankungen, Unwohlsein und ErmÃ¼dung habe er die KlÃ¤gerin in
der Zeit vom 20. September 2017 bis 8. Juni 2018 krankgeschrieben. In der
angegebenen Zeit habe eine starke Belastung am Arbeitsplatz bestanden, die in der
gleichen Zeit starke Auswirkungen auf die In-Vitro-Fertilisation gehabt habe. Beides
zusammen habe einen starken psychischen Druck erzeugt, der auf das Entstehen
der angestrebten Schwangerschaft einen wichtigen Einfluss gehabt habe. Soweit
ihm bekannt sei, hÃ¤tten mehrere Versuche fehlgeschlagen oder es sei zu einer
frÃ¼hzeitigen Beendigung der Schwangerschaft gekommen. SpÃ¤ter sei es dann
doch noch zum erwÃ¼nschten Erfolg gekommen.

AuÃ�erdem vorgelegen hat eine Ã¤rztliche Bescheinigung von Prof. Dr. H. vom 28.
Mai 2019, in der er angibt, am 6. Oktober 2017 sei ein Schwangerschaftstest
durchgefÃ¼hrt worden, das HCG sei mit 7,9 mlU/ml positiv gewesen, auch das
Progesteron mit 19,52 ng/ml. Somit kÃ¶nnte es sich um eine biochemische
Schwangerschaft gehandelt haben. In einer weiteren Bescheinigung vom 2. Januar
2020 fÃ¼hrt er aus, dass im Rahmen der kÃ¼nstlichen Befruchtungstherapie am 7.
Oktober 2017 ein HCG von 7,91 mlU/ml gemessen worden sei. Der Normalwert liege
bei (2 mlU/ml. Da die KlÃ¤gerin in dieser Zeit keine HCG-Injektionen bekommen
habe, sei davon auszugehen, dass kurzfristig eine sog. biochemische
Schwangerschaft bestanden habe, die dann leider nicht weitergegangen sei. Es sei
somit davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin kurzfristig schwanger gewesen sei.

Vorgelegen hat auch ein Attest von Dr. F. vom 2. April 2019 aus dem hervorgeht,
dass die KlÃ¤gerin vom 20. September 2017 bis 8. Juni 2018 arbeitsunfÃ¤hig
gewesen ist. Die Ursache der ArbeitsunfÃ¤higkeit sei im Wesentlichen
schwangerschaftsbedingt und durch Erkrankungen bedingt, die auf einen
Zusammenhang mit der Schwangerschaft zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten und des
Sachverhalts im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte, sowie der
beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage zulÃ¤ssig und auch
in der Sache begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom 25. Juni 2019 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 5. November 2019 ist rechtswidrig und verletzt
die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat gegen den Beklagten einen
Anspruch auf hÃ¶heres Elterngeld auf der Grundlage eines anderen
Bemessungszeitraums, als desjenigen, der dem angefochtenen Bescheid zugrunde
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liegt.

Die Grundvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Elterngeld sind in Â§ 1
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) geregelt. GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 Satz
1 BEEG (in der ab 1. Januar 2015 geltenden Fassung) hat Anspruch auf Elterngeld,
wer 1. einen Wohnsitz oder seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, 2.
mit seinem Kind in einem Haushalt lebt, 3. dieses Kind selbst betreut und erzieht
und 4. keine oder keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bt.

Die Grundvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Elterngeld lieben bei der KlÃ¤gerin
unstreitig vor. Sie hatte im Bezugszeitraum des Elterngeldes ihren Wohnsitz in
Deutschland, lebte in einem Haushalt mit ihrem Sohn, den sie selbst betreute und
erzog und Ã¼bte keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit im Sinne von Â§ 1 Abs. 6 BEEG aus.
Vor der Geburt ihres Sohnes war die KlÃ¤gerin ausschlieÃ�lich nichtselbstÃ¤ndig
erwerbstÃ¤tig. Bei AusÃ¼bung einer nichtselbstÃ¤ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit richtet
sich die HÃ¶he des Elterngeldes gemÃ¤Ã� Â§ 2b Abs. 1 Satz 1 BEEG nach dem in
den zwÃ¶lf Kalendermonaten vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten
monatlichen Einkommen. Durch die BerÃ¼cksichtigung des Erwerbseinkommens
innerhalb von zwÃ¶lf Kalendermonaten sollen mÃ¶glichst reprÃ¤sentativ die
EinkommensverhÃ¤ltnisse des berechtigten Elternteils vor der Geburt abgebildet
werden. Um dies zu gewÃ¤hrleisten, bleiben nach der Regelung des Â§ 2b Abs. 1
Satz 2 BEEG bestimmte Kalendermonate bei der Bestimmung des
Bemessungszeitraums unberÃ¼cksichtigt. Der Bemessungszeitraum umfasst auch
in diesen FÃ¤llen zwÃ¶lf Monate, wird aber um die Anzahl der nicht zu
berÃ¼cksichtigenden Kalendermonate in die Vergangenheit hinein verschoben. Das
Elterngeld betrÃ¤gt grundsÃ¤tzlich 67 % des so ermittelten durchschnittlichen
Einkommens, hÃ¶chstens 1.800 EUR monatlich (Â§ 2 Abs. 1 BEEG). Â§ 2 Abs. 4
BEEG sieht ein Mindestelterngeld i.H.v. 300 EUR vor.

Hiervon ausgehend ist fÃ¼r die KlÃ¤gerin, die eine nichtselbstÃ¤ndige
ErwerbstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt hat, der Bemessungszeitraum zu ermitteln. Nach der
Grundregel des Â§ 2b Abs. 1 Satz 1 BEEG sind die zwÃ¶lf Kalendermonate vor dem
Monat der Geburt des Kindes â�� hier am xx. Dezember 2018 â�� maÃ�geblich,
mithin der Zeitraum von Dezember 2017 bis November 2018. GemÃ¤Ã� Â§ 2b Abs.
1 Satz 2 BEEG bleiben bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums jedoch
Kalendermonate unberÃ¼cksichtigt, in denen die berechtigte Person 1. Elterngeld
fÃ¼r ein Ã¤lteres Kind bezogen hat, 2. wÃ¤hrend der Schutzfristen nach Â§ 3 Abs. 2
oder Â§ 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes nicht beschÃ¤ftigt werden durfte oder
Mutterschaftsgeld nach dem FÃ¼nften Buch Sozialgesetzbuch bezogen hat, 3. eine
Krankheit hatte, die maÃ�geblich durch eine Schwangerschaft bedingt war, 4. oder
Wehrdienst bzw. Zivildienst geleistet hat und in den FÃ¤llen der Nummern 3 und 4
dadurch ein geringeres Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hatte.

Die KlÃ¤gerin hat in der Zeit vom 28. November 2018 bis 3. April 2019
Mutterschaftsgeld bezogen. GemÃ¤Ã� Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BEEG ist der Monat
November 2018 deshalb nicht zu berÃ¼cksichtigen und der Bemessungszeitraum
verschiebt sich auf die Zeit von November 2017 bis Oktober 2018, wovon auch der
Beklagte ausgegangen ist. Die TatbestÃ¤nde der Nrn. 1 und 4 liegen bei der
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KlÃ¤gerin ersichtlich nicht vor, sie hat im hier relevanten Zeitraum weder Elterngeld
fÃ¼r ein Ã¤lteres Kind bezogen (Nr. 1), noch Wehr- oder Zivildienst geleistet (Nr. 4).

Entgegen der Ansicht des Beklagten kann die KlÃ¤gerin jedoch auch verlangen,
dass weitere Monate bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums nach Â§ 2b
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG unberÃ¼cksichtigt bleiben, nÃ¤mlich die Monate, in denen
bei der KlÃ¤gerin eine schwangerschaftsbedingte Erkrankung vorgelegen hat.
Voraussetzung fÃ¼r eine Verschiebung des Bemessungszeitraums nach dem
Ausklammerungstatbestand des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG ist, dass die
elterngeldberechtigte Person im Bemessungszeitraum "eine Krankheit hatte, die
maÃ�geblich durch eine Schwangerschaft bedingt war, und dadurch ein geringeres
Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit hatte". Diese Voraussetzungen erfÃ¼llt die
KlÃ¤gerin.

Bei der KlÃ¤gerin lieÃ� sich im Oktober 2017 eine FrÃ¼h-Schwangerschaft
feststellen. Als Schwangerschaft bezeichnet man den Zeitraum, in dem eine
befruchtete Eizelle im KÃ¶rper einer Frau zu einem Kind heranreift. Eine
Schwangerschaft umfasst den Zeitraum von der Befruchtung der Eizelle bis zur
Geburt. Die Dauer einer Schwangerschaft wird ab dem Zeitpunkt der Befruchtung
gerechnet und betrÃ¤gt 40 Wochen. Eine Schwangerschaft lÃ¤sst sich durch einen
laborchemischen Schwangerschaftstest und durch Sonografie nachweisen.
Laborchemisch lÃ¤sst sich eine Schwangerschaft durch Messung des HCG-Wertes
feststellen. Der HCG-Wert weist das schwangerschaftserhaltende Hormon "humanes
Chorion Gonadotropin" nach. Dieses produziert der weibliche KÃ¶rper, sobald sich
eine befruchtete Eizelle in der GebÃ¤rmutterschleimhaut einnistet. HCG fÃ¼hrt
dazu, dass die Menstruation unterdrÃ¼ckt wird und die GebÃ¤rmutterschleimhaut
wÃ¤chst. Durch Messung der Werte im Blut gelingt ein Schwangerschaftsnachweis
bereits 6 bis 9 Tage nach der Befruchtung.

Im Fall der KlÃ¤gerin erfolgte am 22. September 2017 die Entnahme von 9 Eizellen
und anschlieÃ�ender kÃ¼nstlicher Befruchtung. Am 27. September 2017 erfolgte
der Transfer von 2 befruchteten Eizellen und das Einsetzen in die GebÃ¤rmutter der
KlÃ¤gerin. Etwa 24 bis 48 Stunden danach kommt es zur Einnistung. Zwei Wochen
nach der Befruchtung der Eizellen lieÃ� sich im Blut der KlÃ¤gerin am 6. Oktober
2017 ein positiver HCG-Wert feststellen, so dass von einer FrÃ¼hschwangerschaft
auszugehen war. Ein weiterer Test am 10. Oktober 2017 verlief jedoch negativ, eine
Schwangerschaft war nicht mehr feststellbar. Bei der KlÃ¤gerin ist eine kurze
"biochemische Schwangerschaft" nachgewiesen, die in der Zeit nach dem 27.
September 2017 (Transfer der befruchteten Eizellen) erfolgt ist, am 6. Oktober 2017
nachweisbar war und am 10. Oktober 2018 nicht mehr bestanden hat. FÃ¼r ca. 10
â�� 12 Tage ist bei der KlÃ¤gerin vom Vorliegen einer Schwangerschaft
auszugehen. Das Vorliegen einer Schwangerschaft bei der KlÃ¤gerin wird zudem
auch durch die Bescheinigung von Prof. Dr. H. vom 2. Januar 2020 bestÃ¤tigt, in der
er ausfÃ¼hrt, aufgrund der gemessenen Blutwerte habe kurzfristig eine sog.
biochemische Schwangerschaft bestanden und es sei davon auszugehen, dass die
KlÃ¤gerin kurzfristig schwanger gewesen sei.

Das Bundessozialgericht hat bisher nur Feststellungen zum Ende einer
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Schwangerschaft getroffen, zum Beginn einer Schwangerschaft hat es sich noch
nicht geÃ¤uÃ�ert. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) wird
zur Schwangerschaft im Sinne des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG auch der
Geburtsvorgang dazu gerechnet (Urteil vom 16. MÃ¤rz 2017, â�� B 10 9/15 R -, in
juris). Dadurch wird das maÃ�gebliche Ende einer Schwangerschaft festgelegt.
Nach der Auslegung des BSG (a.a.O., Rdn. 23) wird von einer "Schwangerschaft" im
Sinne des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG auch der Vorgang der Geburt
einschlieÃ�lich einer Fehlgeburt erfasst. Die Schwangerschaft ende mit der
Entbindung, Fehlgeburt oder Schwangerschaftsabbruch. Deshalb kÃ¶nne
semantisch auch ihr Ende als notwendiger Bestandteil der Schwangerschaft
bezeichnet werden, obwohl aus medizinischer Sicht unter einer Schwangerschaft
nur der Zustand einer Frau von der EmpfÃ¤ngnis bis zum Eintritt der Geburt
verstanden werde und vom Vorgang der Geburt unterschieden werde. Das BSG
fÃ¼hrt in der Entscheidung vom 16. MÃ¤rz 2017 weiter aus, vor allem folge aus
dem Sinn und Zweck der Vorschrift, wie er sich aus seiner Entstehungsgeschichte
ergebe, dass der Begriff der "Schwangerschaft" im Sinne des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr.
3 BEEG auch den Vorgang der Geburt unter Einschluss einer Fehlgeburt erfasse. Die
Modifizierung des Bemessungszeitraums solle den Ausgleich von Nachteilen bei der
Elterngeldberechnung erfassen, die darauf beruhten, dass das Einkommen des
berechtigten Elternteils im vorgeburtlichen ZwÃ¶lfmonatszeitraum aufgrund
besonderer Sachverhalte ganz oder teilweise weggefallen sei. Insoweit solle
gewÃ¤hrleistet sein, dass das "besondere gesundheitliche Risiko Schwangerer" bei
der Berechnung des ihnen zustehenden Elterngeldes nicht zum Nachteil gereiche.
Mit der Neufassung des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG veranlasste der Gesetzgeber
eine Erweiterung der vorhergehenden Regelung, in dem eine Verschiebung des
Bemessungszeitraums auch dann vorzunehmen ist, wenn die Krankheit durch die
vorangegangene Schwangerschaft maÃ�geblich bedingt war, jedoch erst spÃ¤ter
eingetreten ist (BSG, a.a.O., Rdn. 29).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser (weiten) Auslegung hinsichtlich des Endes einer
Schwangerschaft durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, ist
spiegelbildlich dazu auch bei dem Beginn einer Schwangerschaft auf den
frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt abzustellen. Im Rahmen einer kÃ¼nstlichen
Befruchtung dÃ¼rfte insoweit zwar noch nicht auf die auÃ�erhalb des KÃ¶rpers der
Frau erfolgende Befruchtung der Eizellen abzustellen sein, aber jedenfalls auf den
Transfer und den Einnistungsvorgang in der GebÃ¤rmutter der Frau, da sich schon
wenige Tage nach der Befruchtung eine Schwangerschaft durch einen Bluttest
nachweisen lÃ¤sst.

Zwar bestand die Schwangerschaft der KlÃ¤gerin nur wenige Tage und war am 10.
Oktober 2017 bereits wieder beendet. Daran schloss sich jedoch eine erhebliche
(reaktive) psychische Erkrankung der KlÃ¤gerin an, die nach der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichts ebenfalls als schwangerschaftsbedingte Erkrankung
anzusehen ist (vgl. BSG, Urteil vom 16. MÃ¤rz 2017, â�� B 10 9/15 R -, in juris).

Nach der Rechtsprechung des BSG (a.a.O, Rdn. 20) ist es unschÃ¤dlich, dass die
Krankheit der KlÃ¤gerin nicht auf die Schwangerschaft zurÃ¼ckgeht, die mit der
Geburt desjenigen Kindes endete, fÃ¼r das ihr Anspruch auf Elterngeld besteht,
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sondern auf eine vorangegangene Schwangerschaft zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Die
Neufassung des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG vom 10. September 2012
unterscheidet sich wesentlich vom Wortlaut der VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 2 Abs.
7 Satz 6 BEEG in der Fassung vom 5. Dezember 2006. Diese hatte noch von einer
"maÃ�geblich auf die Schwangerschaft zurÃ¼ckzufÃ¼hrende Erkrankung "
gesprochen. Diese EinschrÃ¤nkung ist zum 18. September 2012 entfallen (vgl. BSG,
a.a.O., m.w.N.).

Auch der Umstand, dass die Krankheit der KlÃ¤gerin im Wesentlichen nicht bereits
wÃ¤hrend, sondern erst nach der vorangegangenen Schwangerschaft auftrat,
hindert eine Verschiebung des Bemessungszeitraums im Sinne des Â§ 2b Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 BEEG nicht (vgl. BSG, a.a.O., Rdn. 21). Denn auch insoweit
unterscheidet sich die Norm wesentlich von ihrer VorgÃ¤ngervorschrift. Â§ 2 Abs. 7
Satz 6 BEEG alte Fassung hatte noch von einem Einkommenswegfall "wÃ¤hrend der
Schwangerschaft" wegen einer maÃ�geblich auf die Schwangerschaft
zurÃ¼ckzufÃ¼hrenden Erkrankung gesprochen. Diese Voraussetzung enthÃ¤lt Â§
2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG ebenfalls nicht mehr.

Die von der KlÃ¤gerin begehrte Verschiebung des Bemessungszeitraums scheitert
schlieÃ�lich auch nicht daran, dass sich der erforderliche
Zurechnungszusammenhang zwischen der Schwangerschaft und der Krankheit der
KlÃ¤gerin etwa nicht herstellen lieÃ�e. Nach Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BEEG muss
die festgestellte Krankheit maÃ�geblich "durch eine Schwangerschaft bedingt"
gewesen sein. NÃ¤here Angaben dazu, wie dieser KausalitÃ¤tsbegriff auszufÃ¼llen
ist, enthÃ¤lt das BEEG nicht. Daher sind fÃ¼r die Beurteilung des
Ursachenzusammenhangs allgemeine sozialrechtliche GrundsÃ¤tze heranzuziehen.
Dabei ist zunÃ¤chst zu prÃ¼fen, welche Ursachen fÃ¼r die festgestellte psychische
GesundheitsstÃ¶rung der KlÃ¤gerin gegeben sind, und sodann festzustellen, ob die
Schwangerschaft direkt oder mittelbar fÃ¼r diese GesundheitsstÃ¶rungen
wesentlich im Sinne der Theorie der wesentlichen Bedingung war. Als kausal oder
rechtserheblich werden danach nur solche Ursachen angesehen, die wegen ihrer
besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben.
Welche Ursache wesentlich ist und welche nicht, muss aus der Auffassung des
praktischen Lebens Ã¼ber die besondere Beziehung der Ursache zum Eintritt des
Erfolgs bzw. Gesundheitsschadens abgeleitet werden. Eine Ursache, die als
rechtlich allein wesentliche Ursache anzusehen ist, drÃ¤ngt die sonstigen
UmstÃ¤nde in den Hintergrund; diese mÃ¼ssen in wertender Betrachtung als
rechtlich nicht wesentliche Mitursachen fÃ¼r die Frage der Verursachung
unberÃ¼cksichtigt bleiben. Das ist der Fall, wenn nach der Erfahrung des
tÃ¤glichen Lebens ohne diese Ursache â�� bei ansonsten gleicher Sachlage â�� der
Erfolg wahrscheinlich nicht eingetreten wÃ¤re. Auch wenn diese Betrachtung
maÃ�geblich auf den Einzelfall abstellt, bleiben generelle oder allgemeine
Erkenntnisse Ã¼ber den Ursachenzusammenhang bei der Theorie der wesentlichen
Bedingung nicht unberÃ¼cksichtigt. So hat die KausalitÃ¤tsbeurteilung auf der
Basis des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstandes Ã¼ber die MÃ¶glichkeit
von UrsachenzusammenhÃ¤ngen zwischen bestimmten Ereignissen und der
Entstehung bestimmter Krankheiten zu erfolgen. Das schlieÃ�t eine PrÃ¼fung ein,
ob ein Ereignis nach wissenschaftlichen MaÃ�stÃ¤ben Ã¼berhaupt geeignet ist,
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eine bestimmte kÃ¶rperliche oder seelische StÃ¶rung hervorzurufen. Denn es ist ein
allgemeiner Grundsatz des Beweisrechts, dass die Beurteilung medizinischer
Ursache-Wirkungs-ZusammenhÃ¤nge auf dem aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstand aufbauen muss (BSG, a.a.O., Rdn. 22, m.w.N.).

Im Fall der KlÃ¤gerin, kann die "FrÃ¼h-Schwangerschaft" und deren Verlust im
Oktober 2017 nicht hinweggedacht werden, ohne dass ihre psychische Erkrankung
entfiele (conditio sine qua non). Zwar beschreibt Dr. F. in seinem Bericht vom 18.
Mai 2020 neben der angestrebten Schwangerschaft, auch eine starke Belastung am
Arbeitsplatz, dennoch bestehen nach den Schilderungen der KlÃ¤gerin in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 17. November 2020 keine Zweifel daran, dass die
psychische Erkrankung und die dadurch bedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit, die zum
Wegfall des Erwerbseinkommens gefÃ¼hrt hat, ursÃ¤chlich durch die verlorene
Schwangerschaft und den dringenden Wunsch der KlÃ¤gerin (erneut) schwanger zu
werden bedingt war. Die KlÃ¤gerin hat anschaulich dargelegt, was sie und ihr
Ehemann alles unternommen haben, um schwanger zu werden. ZunÃ¤chst haben
sie versucht, mit medikamentÃ¶ser UnterstÃ¼tzung auf natÃ¼rlichem Weg
schwanger zu werden. Dabei gab es mehrere Zyklen mit negativen Tests, aber auch
mit positiven Tests, die dann aber letztendlich doch negativ ausgegangen sind. Dies
hat die KlÃ¤gerin und ihren Mann schlieÃ�lich dazu bewogen, im
Kinderwunschzentrum E-Stadt eine kÃ¼nstliche Befruchtung durchfÃ¼hren zu
lassen. Mit der kÃ¼nstlichen Befruchtung geht eine starke hormonelle Behandlung
der Frau einher (durch entsprechende Spritzen), die dazu fÃ¼hren soll, dass sich in
dem Zyklus mÃ¶glichst viele Eizellen bilden, die dann entnommen werden kÃ¶nnen
und (mÃ¶glichst zahlreich) zur DurchfÃ¼hrung der kÃ¼nstlichen Befruchtung zur
VerfÃ¼gung stehen. Dieser Vorgang ist sowohl kÃ¶rperlich fÃ¼r die Frau enorm
belastend (der Hausarzt Dr. F. beschreibt Hormonschwankungen mit Haarverlust,
Gewichtsschwankungen, Unwohlsein und ErmÃ¼dung), als auch seelisch, geprÃ¤gt
durch den unbedingten Kinderwunsch und die Hoffnung auf eine positive
Schwangerschaft. Nach Tagen der Ungewissheit, kommt dann zunÃ¤chst die
Freude, Ã¼ber den ersten positiven Test und wenige Tage spÃ¤ter, die groÃ�e
EnttÃ¤uschung darÃ¼ber, dass auch dieser Versuch wieder nicht geklappt hat.

Die KlÃ¤gerin beschreibt diese Zeit als "extrem belastend" und dass es fÃ¼r sie
sehr schwierig gewesen sei, zu verstehen, weshalb es fÃ¼r sie nicht mÃ¶glich war,
schwanger zu werden. Sie hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung eingehend
geschildert, wie sie versucht hat ihre Lebensweise zu Ã¤ndern und immer wieder
Ã¼berlegt habe, was sie machen kÃ¶nne, damit es besser werde. Das
Kinderwunschzentrum in E-Stadt sei fÃ¼r sie ein weiterer Schritt gewesen, mit
neuer Hoffnung, der ihr dann auch genommen worden sei. Die KlÃ¤gerin gibt weiter
an, danach habe sie eine GesprÃ¤chstherapie bei einer Psychotherapeutin in
Frankfurt begonnen, um den Verlust der Schwangerschaft zu verarbeiten. Zudem
habe sie sich in das Kinderwunschzentrum J-Stadt begeben und dort weitere
Versuche unternommen, um schwanger zu werden. Zwei weitere Versuche seien
erfolglos gewesen. Der dritte habe dann geklappt. Die Psychotherapeutin habe sie
solange begleitet, bis es ein positives Ergebnis gegeben habe.

Zwar gab es offensichtlich auch Belastungen der KlÃ¤gerin am Arbeitsplatz â�� die
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KlÃ¤gerin hat insoweit eine Mobbing-Situation angegeben â�� allerdings ist den
vorliegenden Ã¤rztlichen Attesten (vgl. Dr. F. vom 2. April 2019), wie auch den
AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung, zu entnehmen,
dass hauptursÃ¤chlich fÃ¼r die Erkrankung der KlÃ¤gerin die "Schwangerschafts-
Thematik" und damit immer wieder einhergehende Anstrengungen und Verluste
verbunden waren. Dies war auch maÃ�geblich fÃ¼r die Inanspruchnahme einer
Psychotherapie, die die KlÃ¤gerin beenden konnte, nachdem eine "stabile"
Schwangerschaft entstanden war. Die Arbeitsplatzsituation ist als nebenursÃ¤chlich
anzusehen, aber nicht als Hauptursache. Der Tod des Vaters ereignete sich bereits
im Mai 2015, zwar hat die KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung angegeben,
dies habe auch heute noch Einfluss, seitdem waren jedoch bis zum Oktober 2017
mehr als 2 Jahre vergangen, so dass dieser Aspekt nicht mehr im Vordergrund
gestanden hat. Nach dem Eindruck des Gerichts war der Tod des Vaters im hier
relevanten Zeitraum (Oktober 2017 bis Juni 2018) weder fÃ¼r die
psychotherapeutische Behandlung der KlÃ¤gerin, noch fÃ¼r die ArbeitsunfÃ¤higkeit
maÃ�geblich.

Zur Ã�berzeugung des Gerichts ist der Ursachenzusammenhang zwischen der
"FrÃ¼h-Schwangerschaft" (und deren Verlust) Anfang Oktober 2017 und der
psychischen Erkrankung der KlÃ¤gerin zu bejahen. Der dringende Kinderwunsch
und das Anstreben einer Schwangerschaft, sowie die dabei bestehenden
erheblichen Hindernisse, waren die Hauptursache fÃ¼r die psychische Erkrankung
der KlÃ¤gerin. So beschreibt auch Prof. Dr. H. im Bericht vom 6. Mai 2020, dass die
KlÃ¤gerin seit zwei Jahren versucht habe schwanger zu werden, und bereits eine
ganze Reihe von Therapien hinter sich gebracht habe. Dies bedeute, dass hier aus
dieser Sicht ein gewisser Leidensdruck bestanden habe und der Wunsch nach
einem gesunden Kind bis dahin nicht habe erfÃ¼llt werden kÃ¶nnen. Eine solche
Situation habe oft einen entsprechenden Krankheitswert. Den anderen Ursachen
(Arbeitsplatzkonflikt, Tod des Vaters) kommt dabei nur eine NebenursÃ¤chlichkeit
zu, aber nicht der Gehalt einer wesentlichen Bedingung im Sinne einer conditio sine
qua non.

Dementsprechend ist bei der KlÃ¤gerin vom Vorliegen einer
schwangerschaftsbedingten Erkrankung im Sinne des Â§ 2b Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
BEEG auszugehen, die in der Zeit vom 1. November 2017 bis 8. Juni 2018 zum
Wegfall von Erwerbseinkommen gefÃ¼hrt hat, so dass die Monate November 2017
bis Juni 2018 (8 Monate) im Bemessungszeitraum auszuklammern sind und zu einer
Vorverlagerung des 12-Monats-Zeitraums fÃ¼hren. Es bleibt die Zeit vor der Geburt
von Juli bis Oktober 2018 (4 Monate) und im Ã�brigen sind die 8 Monate vor der
schwangerschaftsbedingten Erkrankung und dem damit einhergehenden
Einkommensverlust zu berÃ¼cksichtigen, d.h. die Zeit von MÃ¤rz bis Oktober 2017.
Bei der KlÃ¤gerin bestand zwar auch schon im September und Oktober 2017
ArbeitsunfÃ¤higkeit, in dieser Zeit ist es jedoch noch nicht zum Verlust des
Erwerbseinkommens gekommen, so dass es hier auch keiner Entscheidung
darÃ¼ber bedarf, ob im September 2017 bereits eine schwangerschaftsbedingte
Erkrankung bei der KlÃ¤gerin bestanden hat.

Auf der Grundlage des neuen Bemessungszeitraums von MÃ¤rz bis Oktober 2017
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und Juli bis Oktober 2018 hat der Beklagte unter BerÃ¼cksichtigung des in dieser
Zeit erzielten Erwerbseinkommens der KlÃ¤gerin eine neue Berechnung des
Elterngeldes, einschlieÃ�lich ElterngeldPlus fÃ¼r den Bezugszeitraum
vorzunehmen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.
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